________________________

________________________

________________________




An den
Kreis Herzogtum Lauenburg
Fachdienst Wasserwirtschaft
Barlachstr. 2

23901 Ratzeburg


_______, den ___________

Betr.: Antrag der Kernkraftwerk Krümmel GmbH & Co OHG, Geesthacht, auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Entnahme von Wasser aus der Elbe sowie die Wiedereinleitung von Kühlwasser und sonstigen Abwässern in die Elbe während der geplanten Stilllegung und des Abbaus des Kernkraftwerks nach § 8 WHG.

Sehr geehrte Damen und Herren,
die Kernkraftwerk Krümmel GmbH & Co OHG beantragt mit ihrem Schreiben vom 22.02.19 im Rahmen der Stilllegung des AKW Krümmel eine wasserrechtliche Erlaubnis. Ich begrüße die Entscheidung zur Stilllegung des AKW ausdrücklich. Die im Antrag, bezogen auf die wasserrechtliche Erlaubnis, vorgelegten Pläne bedürfen aus meiner Sicht jedoch wesentlicher Korrekturen.

Der Antragsteller gibt an, dass er für den Rückbau entsprechend zum Leistungsbetrieb  eine Einleitung von 
1,85 * 1013 Bq/a Tritium und 5,00 * 1010 Bq/a Nukleidgemisch ohne H3  beantragt. Gleichzeitig ist den Unterlagen aber zu entnehmen, dass diese Werte im Leistungsbetreib nur zu < 1 % ausgeschöpft wurden (Anlage 5 S. 19). Vor dem Hintergrund des Minimierungsgebotes ist es aus meiner Sicht nicht nachvollziehbar, warum nun wieder die ursprünglichen Abgaben beantragt werden, obwohl augenscheinlich technisch etwas ganz anderes möglich wäre. 
Hier ist eine Orientierung an der tatsächlichen Einleitung im Leistungsbetrieb anzustreben.
Ich  möchte auch ausdrücklich auf die für das AKW Brunsbüttel getroffene, Regelung verweisen (PM des MELUND vom 17.05.2019). Es wundert mich schon sehr, dass man hier nun unter den dort gesetzten Standard zurückfallen will.
  
Bei der Abschätzung  der Umwelteinwirkungen  der radioaktiven Einleitungen bilden mittlere Pegelstände der Jahre 1926 bis 2013 die Grundlage (Anlage 5 S. 6). Das ist aus meiner Sicht unter mehreren Gesichtspunkten nicht zielführend. 
Entscheidend ist hier nicht eine Betrachtung von „mittleren“ Situationen sondern von Extrema, in diesem Falle Niedrigwasserphasen. Nur so kann man berücksichtigen, in wie weit sich die Abwässer des AKW bei ungünstigsten Mischungsverhältnissen auswirken.
Hier fordere ich eine Neuberechnung auf der Basis des niedrigsten Pegelstandes der am Pegel Neu Darchau gemessen wurde.

[bookmark: _GoBack]Sehr verwundert bin ich über den gewählten Zeitraum. Dabei wird weder der Bau des Sperrwerkes in Geesthacht und weiterer wasserbauliche Veränderungen betrachtet,  noch die Auswirkungen des Klimawandels. Hier Abflusswerte zwischen 1926 und 2013 zu mitteln, ist nach meinem Erachten nach fachlich nicht haltbar.
Sollte es entgegen der oben gemachten Einwende sinnvoll sein, mittlere Pegelstände zu betrachten, sollten hierbei die letzten Dekaden betrachtet werden und diese vor dem Hintergrund des zu erwartenden Klimawandels hinterfragt werden.

Da der Antragsteller angibt, dass man nicht kontinuierlich einleiten möchte, sondern diskontinuierlich die Sammelbehälter in 60 m3 Chargen leeren (Anlage 5 S. 26), ist es technisch möglich, die Einleitung in Niedrigwasserphasen zu unterlassen. 
Ich fordere hier eindeutige Auflagen in der wasserrechtlichen Erlaubnis, die eine Einleitung radioaktiver Abwässer in Phasen mit geringem Abfluss der Elbe unterbinden.
Mit einem solchen Vorgehen wird die negative Auswirkung des Vorhabens auf Mensch und Umwelt reduziert.


Ich behalte mir vor, weitere Einwendungen zu erheben und bei dem Erörterungstermin zu vertiefen. Ich erbitte eine persönliche Einladung.


 

Mit freundlichen Grüßen

